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Abkürzungen 
 
 
 Parteien 

 CVP Christlichdemokratische Volkspartei 
 JCVP Junge Christlichdemokratische Volkspartei Nidwalden 
 FDP FDP. Die Liberalen Nidwalden 
 GN Grüne Nidwalden 
 SVP Schweizerische Volkspartei 
 
 
 Gemeinden 

 BEC Beckenried 
 BUO Buochs 
 DAL Dallenwil 
 EMT Emmetten 
 EBÜ Ennetbürgen 
 EMO Ennetmoos 
 HER Hergiswil 
 ODO Oberdorf 
 STA Stans 
 SST Stansstad 
 WOL Wolfenschiessen 
 
 
 Organisationen / Dritte 

 EK Evangelisch-Reformierte Landeskirche 
 HEV Hauseigentümerverband Nidwalden 
 IGT IG Treuhänder Nidwalden 
 NGV Nidwaldner Gewerbeverband 
 PW Pro Wirtschaft Nidwalden/Engelberg 
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1 Übersicht 

Der Regierungsrat hat mit Beschluss Nr. 692 vom 25. September 2012 den 
Entwurf zu einer Änderung des Gesetzes vom 22. März 2000 über die Steu-
ern des Kanton und der Gemeinden (Steuergesetz, StG; NG 521.1) zuhanden 
der Vernehmlassung bis 31. Dezember 2012 verabschiedet. 

Zur Vernehmlassung wurden die Gemeinden, die Parteien sowie verschiede-
ne Organisationen und sonstige Dritte eingeladen. 

 

Vernehmlas- 
sungsteilneh- 
mende 

Stellungnahmen 
eingeladener Vernehm- 
lassungsteilnehmender 

Spontane 
Stellung- 
nahmen 

Verzicht 
auf 
Stellung- 
nahme 

Keine 
Antwort 

Politische 
Gemeinden 

BEC, BUO, DAL, EMT, 
EMO, HER, ODO, STA, 
SST, WOL 

-- -- 1 

Schul- 
gemeinden 

BEC, BUO, DAL, OBO, 
SST, WOL 

-- 1 4 

Kirchgemeinden/ 
Landeskirchen 

DAL, EBÜ, EMO 
KG Obbürgen  
KR Oberrickenbach 

-- 3 5 

Politische 
Parteien 

CVP, JCVP, GN, FDP, 
SVP 

-- -- 2 

Organisationen/ 
Dritte 

NGV, HEV, IGT, PW -- -- 3 

 

2 Gesamturteil über die Teilrevision 

2.1 Allgemeines 
Die Vernehmlassungsvorlage wird mit ganz wenigen Ausnahmen grundsätz-
lich und mehrheitlich sogar vorbehaltlos unterstützt. Bei den eingegangenen 
Vorschlägen geht es im Wesentlichen um folgende Anliegen: 

o Trotz der Erhöhung der Qualifikationsvoraussetzung – im Zusam-
menhang mit der Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung von 
Dividenden (Einkommenssteuer) – für eine qualifizierte Beteiligung 
von 5% auf 10% soll die bisherige betragliche Mindestverkehrswertli-
mite von Fr. 5 Mio. beibehalten werden (BUO, EMT, EMO, HER, 
OBO) 

o Trotz der Erhöhung der Qualifikationsvoraussetzung – im Zusam-
menhang mit der Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung von 
Beteiligungen (Vermögenssteuer) – für eine qualifizierte Beteiligung 
von 5% auf 10% soll die bisherige betragliche Mindestverkehrslimite 
von Fr. 5 Mio. nicht ersatzlos gestrichen, sondern auf Fr. 1 Mio. ge-
senkt werden (BUO, EMT, EMO, HER, OBO) 
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o Bei Kapitalleistungen aus der beruflichen Vorsorge soll eine Redukti-
on der Besteuerung des bereits heute privilegierten Steuersatzes bei 
Kapitalabfindungen mit Vorsorgecharakter vorgenommen werden. 
Dabei soll der bisherige Steuersatz gemäss Art. 42 Abs. 3 von zwei 
Fünfteln der Steuersätze nach Art. 40 auf einen Fünftel reduziert wer-
den. Gleichzeitig soll der Mindeststeuersatz gemäss Art. 42 Abs. 3 
von heute 0.8% auf 0.4% reduziert werden (BUO, EMT, EMO, HER, 
OBO) 

o Die Quellensteuer von heute 5% auf Leistungen aus einer kantonalen 
privatrechtlichen Einrichtung der beruflichen Vorsorge, welche an 
Empfänger/innen im Ausland bezahlt werden, soll auf 2.5% reduziert 
werden (BUO, EMT, EMO, HER, OBO) 

o Zwei Anpassungen in der Steuerverordnung bzgl. der Besteuerung 
von Erträgen (IP-Box) aus Lizenzeinnahmen – insbesondere bei der 
Definition des Nettolizenzertrages (BUO, EMT, EMO, HER, OBO) 

o Keine Kürzung bei der pauschalen Steueranrechnung ausländischer 
Quellensteuern im Zusammenhang mit Lizenzerträgen (BUO, EMT, 
EMO, HER, OBO) 

o Die Solidarhaftung im Zusammenhang mit Grundstückgewinnsteuern 
soll neu zeitlich auf fünf Jahre begrenzt werden (BUO, EMT, EMO, 
HER, OBO) 

o In der Veranlagungspraxis soll sichergestellt werden, dass die steuer-
freie Obergrenze beim Feuerwehrsold (Fr. 5‘000.--) nicht mit dem Ab-
zug für nebenberufliche Behördentätigkeiten kumuliert werden kann 
resp. diesbezüglich keine Ungleichbehandlungen stattfinden (DAL) 

o Das Kantonale Steueramt müsste den Veranlagungsinstanzen die 
Abzugsberechtigungen gemäss Art. 37 Abs. 1 Ziff. 3 lit. c jährlich mit-
teilen (DAL) 

o Umbenennung des Eigenbetreuungsabzuges in „Abzug für Kinder im 
eigenen Haushalt, welche der Steuerpflichtige unterhält“ (DAL) 

o Erhöhung des Eigenbetreuungsabzuges auf das Niveau des Fremd-
betreuungskostenabzuges (BEC-S, DAL-S) 

o Erhöhung der Abzugsmöglichkeit für Eigen- und Fremdbetreuung bis 
zum Alter von 15 Jahren (BEC-S) 

o Die Höhe des Fremdbetreuungskostenabzuges (heute Fr. 7‘900.--) 
soll auf das Niveau des Eigenbetreuungsabzuges (heute Fr. 3‘000.--) 
oder umgekehrt angepasst werden (JCVP) 

o Sollte die Pauschalbesteuerung nicht abgeschafft werden, soll der 
vom Bund festgesetzte Mindestbetrag von Fr. 400‘000.-- im Steuer-
gesetz des Kantons Nidwalden festgeschrieben werden (GN) 

o Erhöhung des Abzuges für Fremdbetreuungskosten von heute Fr. 
7‘900.-- auf neu Fr. 12‘000.-- (GN) 

o Auf die Streichung der Abzugsfähigkeit von Parteispenden unter Art. 
78 Abs. 1 Ziff. 4 und Abs. 2 soll verzichtet werden (IGT) 

o Auf die Anpassungen im Bereich der qualifizierten Beteiligungen ge-
mäss Art. 40 Abs. 3 und Art. 54 Abs. 2 soll vorläufig verzichtet werden 
(IGT, PW) 
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Finanzielle Auswirkungen 

 Vorschlag RR  Vernehmlassung 

Senkung des Steuersatzes für Kapital-
leistungen von 2/5 auf 1/5 

-- 1/5 Satz Fr. 2‘700‘000 

Senkung des Quellensteuersatzes für 
Empfänger/innen im Ausland von 5% 
auf 2.5% 

-- 2.5% Fr. 100‘000 

Erhöhung des Eigenbetreuungsabzuges 
von Fr. 3‘000.-- auf die Höhe des 
Fremdbetreuungskostenabzuges von 
Fr. 7‘900.-- 

-- Fr. 7‘900 Fr. 4‘300‘000 

Erhöhung des Berechtigungsalters auf 
15 Jahre für den Eigen- und Fremd-
betreuungskostenabzug 

-- 15 Jahre Fr. 200‘000 

Senkung des Fremdbetreuungskosten-
abzuges von Fr. 7‘900.-- auf das Niveau 
des Eigenbetreuungsabzuges von Fr. 
3‘000.-- 

-- -Fr. 4‘900 -Fr. 100‘000 

Erhöhung des Fremdbetreuungskosten-
abzuges von Fr. 7‘900.-- auf Fr. 12‘000.- 

-- Fr. 12‘000 Fr. 50‘000 

 

2.2 Politische Gemeinden 
Von den politischen Gemeinde sind 10 (BEC/BUO/DAL/EMT/EMO/HER/ODO/ 
STA/SST/WOL) Vernehmlassungen eingegangen, welche die Vernehmlas-
sungsvorlage im Wesentlichen und mit einzelnen Ergänzungsvorschlägen un-
terstützen. 

Fünf Gemeinden (BUO/EMT/EMO/HER/OBO) beantragen, bei der Vorausset-
zung für eine qualifizierte Beteiligung resp. der Milderung der wirtschaftlichen 
Doppelbelastung von Dividenden (Einkommenssteuer) die bisherige betragli-
che Mindestverkehrswertlimite von Fr. 5 Mio. beizubehalten. 

Fünf Gemeinden (BUO/EMT/EMO/HER/OBO) beantragen, bei der Vorausset-
zung für eine qualifizierte Beteiligung resp. der Milderung der wirtschaftlichen 
Doppelbelastung bei der Vermögenssteuer die betragliche Mindestverkehrs-
wertlimite von Fr. 5 Mio. auf Fr. 1 Mio. zu reduzieren. 

Fünf Gemeinden (BUO/EMT/EMO/HER/OBO) beantragen, dass bei Kapital-
leistungen aus der beruflichen Vorsorge der bisherige Steuersatz gemäss Art. 
42 Abs. 3 von heute zwei Fünftel auf neu einen Fünftel reduziert wird. Gleich-
zeitig soll der Mindeststeuersatz gemäss Art. 42 Abs. 3 von heute 0.8% auf 
0.4% reduziert werden. 

Fünf Gemeinden (BUO/EMT/EMO/HER/OBO) beantragen, dass die Quel-
lensteuer auf Leistungen aus einer kantonalen privatrechtlichen Einrichtung 
der beruflichen Vorsorge, welche an Empfänger/innen im Ausland bezahlt 
werden, von heute 5% auf 2.5% reduziert wird. 

Fünf Gemeinden (BUO/EMT/EMO/HER/OBO) beantragen zwei Anpassungen 
in der Steuerverordnung zum kantonalen Steuergesetz bzgl. der Definition 
des Nettolizenzertrages (IP-Box). 

Fünf Gemeinden (BUO/EMT/EMO/HER/OBO) beantragen, dass bei der pau-
schalen Steueranrechnung ausländischer Quellensteuern im Zusammenhang 
mit den Lizenzerträgen keine Kürzungen vorgenommen werden. 

Fünf Gemeinden (BUO/EMT/EMO/HER/OBO) beantragen, dass die Solidar-
haftung im Zusammenhang mit Grundstückgewinnsteuern neu zeitlich auf fünf 
Jahre begrenzt wird (vorher unbegrenzt). 
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Eine Gemeinde (DAL) verlangt in der Veranlagungspraxis, dass die steuer-
freie Obergrenze beim Feuerwehrsold nicht mit dem Abzug für nebenberufli-
che Behördentätigkeiten kumuliert werden kann resp. diesbezüglich keine 
Ungleichbehandlungen stattfinden. 

Eine Gemeinde (DAL) beantragt, dass der Eigenbetreuungsabzug in „Abzug 
für Kinder im eigenen Haushalt, welche der Steuerpflichtige unterhält“ umbe-
nannt wird. 

Eine Gemeinde (DAL) beantragt, dass das Kantonale Steueramt den Veran-
lagungsinstanzen die Abzugsberechtigungen gemäss Art. 37 Abs. 1 Ziff. 3 lit. 
c jährlich mitzuteilen hat. 

 

2.3 Schulgemeinden 
Zwei Schulgemeinden (BEC, DAL) beantragen, dass der Eigenbetreuungsab-
zug betraglich auf das gleiche Niveau wie der Fremdbetreuungskostenabzug 
(Fr. 7‘900.--) gehoben wird. 

Eine Schulgemeinde (BEC) beantragt, dass das Kindesalter für den Eigen- 
und Fremdbetreuungskostenabzug auf 15 Jahre erhöht wird. 

 

2.4 Kirchgemeinden/Landeskirchen 
Keine Anträge 

 

2.5 Politische Parteien 
Die JCVP beantragt, dass der Abzug für Fremdbetreuungskosten (Fr. 7‘900.-) 
und der Abzug für die Eigenbetreuung (Fr. 3‘000.--) einander angepasst wer-
den. Entweder soll der Abzug für Fremdbetreuungskosten auf Fr. 3‘000.-- ge-
senkt oder der Abzug für Eigenbetreuung auf Fr. 7‘900.-- erhöht werden. 

Die Grünen beantragen, dass, wenn die Pauschalbesteuerung nicht abge-
schafft werden sollte, die bei der direkten Bundessteuer festgelegten betragli-
chen Mindestlimiten (aktuell Fr. 400‘000.-- steuerbares Einkommen) im Kan-
ton Nidwalden auf Gesetzesstufe (Steuergesetz) festgeschrieben werden. 
Weiter wird beantragt, dass der Abzug für Fremdbetreuungskosten von heute 
Fr. 7‘900.-- auf Fr. 12‘000.-- erhöht wird. 

 

2.6 Organisationen/Dritte 
Die IGT beantragt, dass auf die Streichung des Parteispendenabzuges ge-
mäss Art. 78 Abs. 1 Ziff. 4 und Abs. 2 verzichtet wird. 

Die IGT und die PW beantragen, dass auf die Anpassungen im Bereich der 
qualifizierten Beteiligungen gemäss Art. 40 Abs. 3 und Art. 54 Abs. 2 vorläufig 
verzichtet wird. 

3 Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen 

3.1 Änderungs- und Ergänzungsvorschläge 
In der nachfolgenden Tabelle werden in summarischer Form die wichtigsten 
Änderungs- und Ergänzungsvorschläge bzw. Anregungen/Bemerkungen sei-
tens der Vernehmlassungsteilnehmenden zu den einzelnen Bestimmungen 
der Vernehmlassungsvorlage mit einer kurzen Stellungnahme des Regie-
rungsrates aufgelistet: 
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Bestimmungen Anregungen/Bemerkungen Wer Stellungnahme des Re-
gierungsrates 

Art. 5 Abs. 1 Ziff. 3 und Abs. 
2 Ziff. 4-7 (Anknüpfung für 
die Besteuerung von Mak-
lerprovisionen  ausserkan-
tonaler Grundstücksvermitt-
ler im Liegenschaftskanton) 

Zurückhaltende Anwen-
dung 

IGT Umsetzung bundesge-
setzlicher Vorgaben 
(StHG). Besteuerung er-
folgt im Rahmen einer 
interkantonalen Gegen-
rechtsvereinbarung un-
ter den Zentral-
schweizer Kantonen 

Art. 5 Abs. 2 Ziff. 2 / Art. 20 
Abs. 1 / Art. 20a-d / Art. 47 
Abs. 3 / Art. 112 Abs. 2 / Art. 
116 Abs. 1 Ziff. 4 / Art. 122 
Abs. 1 / Art. 125a / Art. 126 / 
Art. 127 sowie Art. 198 Abs. 
1 Ziff. 5 (Beseitigung von 
Rechtsunsicherheiten im 
Zusammenhang mit Mitar-
beiterbeteiligungen) 

Keine Alle Umsetzung bundesge-
setzlicher Vorgaben 
(StHG) 

Art. 16 / Art. 274a (Anpas-
sung der Bedingungen für 
die Besteuerung nach dem 
Aufwand) 

Die im DBG festgelegte 
betragliche Mindestein-
kommenslimite (aktuell Fr. 
400‘000.--) soll analog auch 
kantonal auf Gesetzesstufe 
festgelegt werden 

GN Umsetzung bundesge-
setzlicher Vorgaben 
(StHG). Das StHG 
kennt keine betragli-
chen Mindestlimiten bei 
der Pauschalbesteue-
rung und wird im Kan-
ton NW auf Stufe der 
Verordnung zum Steu-
ergesetz geregelt. 

Art. 27 Ziff. 9-12 (Anpas-
sungen bei der Steuerbe-
freiung des Feuerwehrsol-
des) 

Keine Alle Umsetzung bundesge-
setzlicher Vorgaben 
(StHG) 

Art. 35 Ziff. 8 / Art. 39 Abs. 1 
Ziff. 3 (Anpassungen beim 
Fremdbetreuungskostenab-
zug)  

Höherer Fremdbetreuungs-
kostenabzug (Fr. 12‘000.--)
 

Umbenennung des Eigen-
betreuungsabzuges in „Ab-
zug für Kinder im eigenen 
Haushalt“ 

Erhöhung Eigenbetreu-
ungsabzug auf das Niveau 
des Fremdbetreuungskos-
tenabzuges (von Fr. 3‘000.-
- auf Fr. 7‘900.--) 

Senkung des Abzuges für 
Fremdbetreuungskosten 
auf das Niveau des Eigen-
betreuungsabzuges (von 
Fr. 7‘900.-- auf Fr. 3‘000.--) 

Erhöhung des Kindesalters 
für den Eigen- und Fremd-
betreuungskostenabzug auf 
15 Jahre 

GN  
 
 

DAL 
 
 

 
BEC-S 
DAL-S 
JCVP 
 

 
JCVP 

 
 
 

BEC-S 

 
 
 

Zusätzliche Steueraus-
fälle ohne Kompensati-
on 

Begriffsdefinition erst 
per 1.1.2011 eingeführt 
– bisher keine Unstim-
migkeiten 

Sehr hohe Steueraus-
fälle ohne Kompensati-
on 

 

Würde zu geringen 
Mehrsteuererträgen füh-
ren – jedoch gegen Ent-
lastung von Familien 
und erhebliche Wettbe-
werbsnachteile 

Zusätzliche Steueraus-
fälle ohne Kompensati-
on 

Art. 37 Abs. 1 Ziff. 3 / Art. 78 
Abs. 1 Ziff. 3 und 4 (Anpas-
sungen beim Parteispen-
denabzug)  

Auf die Streichung der Ab-
zugsfähigkeit von Partei-
spenden für Unternehmen 
soll verzichtet werden 

IGT Umsetzung bundesge-
setzlicher Vorgaben 
(StHG) 

Art. 40 Abs. 3 / Art. 54 Abs. 
2 (Anpassung der Voraus-
setzungen für eine qualifi-
zierte Beteiligung)  

Auf die Anpassungen im 
Bereich der qualifizierten 
Beteiligungen soll verzichtet 
werden 
 

IGT 
PW 

 
 
 

StHG-Konformität wird 
grossmehrheitlich un-
terstützt und wirkt sich 
positiv gegen eine wie 
immer wieder geforderte 
materielle Steuerhar-
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Der Erhöhung von 5% auf 
10% wird zugestimmt. An 
der betraglichen Mindest-
verkehrswertlimite von Fr. 5 
Mio. für eine qualifizierte 
Beteiligung bei der Ein-
kommenssteuermilderung 
soll festgehalten werden 
 

Der Erhöhung von 5% auf 
10% wird zugestimmt. Da-
gegen soll die betragliche 
Mindestverkehrswertlimite 
für eine qualifizierte Beteili-
gung bei der Vermögens-
steuermilderung beibehal-
ten und gleichzeitig von Fr. 
5 Mio. auf Fr. 1 Mio. redu-
ziert werden 

 
 
BUO 
EMT 
EMO 
HER 
OBO 

 
 
 
 
BUO 
EMT 
EMO 
HER 
OBO 

monisierung aus 

Eine betragliche Limite 
als Voraussetzung für 
eine qualifizierte Beteili-
gung ist im StHG nicht 
vorgesehen 

 
 
 
 
Eine betragliche Limite 
als Voraussetzung für 
eine qualifizierte Beteili-
gung ist im StHG nicht 
vorgesehen 

 

Art. 193 Abs. 2 / Art. 195 
(Anpassungen bei Mitwir-
kungspflichten) 

Keine Alle Umsetzung bundesge-
setzlicher Vorgaben 
(OR) 

Art. 231 Abs. 4 / Art. 234 
Abs. 2 (Anpassungen bei 
der Inventaraufnahme)  

Keine Alle Umsetzung bundesge-
setzlicher Vorgaben 
(ZGB/DBG) 

Art. 42 Abs. 3 (Senkung des 
Steuersatzes auf Kapitalleis-
tungen aus der beruflichen 
Vorsorge) 

Der Kanton NW zählt dies-
bezüglich im schweizeri-
schen Vergleich nicht mehr 
zu den steuergünstigsten 
Standorten. Kapitalleistun-
gen aus BVG werden in 
den kommenden Jahren 
stetig zunehmen, und die 
Gefahr der Abwanderung 
vor Auszahlung in einen 
steuergünstigeren Kanton 
ist latent. Mit dieser Sen-
kung könnte sich Nidwal-
den einen neuen Wettbe-
werbsvorteil erarbeiten und 
somit Zuzüge fördern 

BUO 
EMT 
EMO 
HER 
OBO 

Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit erkenn-
bar, jedoch mit hohen 
Steuerausfällen im Um-
fang von rund Fr. 2.7 
Mio. verbunden. 
Die Steuerbelastung für 
Kapitalleistungen an im 
Ausland oder im Inland 
wohnhaften Personen 
müsste zeitgleich und-
weiterhin ausgeglichen 
gestalten werden. 
Interessanter Vorschlag 
zur Standortförderung – 
Überprüfung bei nächs-
ter StG-Revision. 

Art. 125 Abs. 2 (Senkung 
des Steuersatzes auf Leis-
tungen an im Ausland le-
bende Empfänger/innen aus 
Einrichtungen der berufli-
chen Vorsorge) 

Förderung der Ansiedlung 
von Freizügigkeitsstiftungen 
im Kanton Nidwalden 

BUO 
EMT 
EMO 
HER 
OBO 

Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit erkenn-
bar, jedoch mit Steuer-
ausfällen im Umfang 
von rund Fr. 100‘000 
verbunden. 
Die Steuerbelastung für 
Kapitalleistungen an im 
Ausland oder im Inland 
wohnhaften Personen 
müsste zeitgleich und 
weiterhin ausgeglichen 
gestalten werden.  
Interessanter Vorschlag 
zur Standortförderung – 
Überprüfung bei nächs-
ter StG-Revision. 

Art. 144 Abs. 3 (Solidarhaf-
tung für Grundstückgewinn-
steuern) 

Mit der gesetzlichen Mög-
lichkeit, dass die Besteue-
rung von Grundstückge-
winnen zufolge Ersatzbe-
schaffung aufgeschoben 
bleibt, kann die zeitlich un-
befristete Solidarhaftung 
gegenüber den Erwerbern 
ungebührlich und fast nicht 

BUO 
EMT 
EMO 
HER 
OBO 

Diese zeitlich begrenzte 
Solidarhaftung von fünf 
Jahren erscheint ange-
messen und soll in Art. 
144 Abs. 3 entspre-
chend ergänzt werden. 
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mehr kontrollierbar lange 
Haftungsforderungen aus-
lösen. Diese Solidarhaftung 
sei auf fünf Jahre zu be-
grenzen. 

Art 57a Abs. 3 der Verord-
nung zum Steuergesetz 
(Neue Definition des in der 
Verordnung zum Steuerge-
setz umschriebenen Nettoli-
zenzertrages) 

Beim Nettolizenzertrag sei-
en auch direkt zuordenbare 
Aufwendungen, insbeson-
dere für Forschung und 
Entwicklung, zu berücksich-
tigen. Der Aufwand sei den 
Lizenzerträgen direkt zuor-
denbar, soweit ein sachli-
cher und zeitlicher Zusam-
menhang besteht. Aufwen-
dungen für Grundlagenfor-
schung sollen von den or-
dentlich besteuerten Erträ-
gen abzogen werden kön-
nen. 

Gleichzeitig soll auch die 
bisher ausgeschlossene 
Eigennutzung gemäss § 
57a Abs. 1 zulässig ge-
macht werden. 

BUO 
EMT 
EMO 
HER 
OBO 

Gemäss Art. 85 Abs. 3 
obliegt es dem Regie-
rungsrat die Verordnung 
bezüglich der immate-
riellen Güter zu erlas-
sen. Die vorgeschlage-
nen Ergänzun-
gen/Präzisierungen sol-
len im Rahmen der 
nächsten Revisi-
on/Anpassung der 
Steuerverordnung durch 
den Regierungsrat be-
urteilt/geprüft werden.  

Pauschale Steueranrech-
nung 

Es soll keine – wie analog 
bei den Verwaltungsgesell-
schaften – Kürzung mehr 
bei der pauschalen Steuer-
anrechnung erfolgen. 

BUO 
EMT 
EMO 
HER 
OBO 

Bei der pauschalen 
Steueranrechnung han-
delt es sich ausschliess-
lich um Bundesrecht, 
welches im Rahmen 
dieser kantonalen Steu-
ergesetzrevision nicht 
korrigiert werden kann. 
Die pauschale Steuer-
anrechnung steht seit 
Jahren in der Kritik und 
müsste auf Bundesebe-
ne angepasst werden. 
Eine entsprechende In-
tervention müsste wohl 
politisch auf eidgenös-
sischer Ebene einge-
bracht werden. 

 

3.2 Berücksichtigung von Änderungs- und Ergänzungsvorschlägen 
Der Regierungsrat schlägt vor, von den Änderungs- und Ergänzungsvorschlä-
gen bzw. Anregungen/Bemerkungen der Vernehmlassungsteilnehmenden fol-
gende Anliegen in die laufende Teilrevision des Steuergesetzes aufzuneh-
men: 

Zu berücksichtigende 
Änderungs-/ 

Ergänzungsvorschläge 

Antrag 
des Regierungsrates 

(zusätzliche) 
Steuerausfälle 

Die bisher zeitlich unbegrenzte 
Solidarhaftung gemäss Art. 144 
Abs. 3 soll neu auf 5 Jahre ab 
Handänderung begrenzt werden 

Die Solidarhaftung für die 
Grundstückgewinnsteuern 
endet 5 Jahre nach der 
Handänderung 

Keine 

 

3.3 Nichtberücksichtigung von Änderungs- und Ergänzungsvorschlägen 
Insbesondere aus wettbewerbs- und finanzpolitischen Gründen sowie auf-
grund bundesrechtlicher Vorgaben nicht berücksichtigt werden sollen folgende 
Änderungs- und Ergänzungsvorschläge: 
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Nicht zu berücksichtigende Ände-
rungs-/Ergänzungsvorschläge 

Begründung  
des Regierungsrates 

Mutmassliche  
Steuerausfälle 

Beibehaltung der betraglichen 
Mindestverkehrswertlimite von Fr. 
5 Mio. (beim Einkommen) resp. 
Fr. 1 Mio. (beim Vermögen) als 
Qualifikationsvoraussetzung 
(BUO, EMT, EMO,HER, OBO) 

Nicht StHG-konform  

Reduktion des Besteuerungssat-
zes bei Kapitalleistungen aus der 
beruflichen Vorsorge 
(BUO, EMT, EMO,HER, OBO) 

Sehr hohe Steuerausfälle. 
Die Steuerbelastung für Kapi-
talleistungen an im Ausland 
oder im Inland wohnhaften 
Personen müsste zeitgleich 
und weiterhin ausgeglichen 
gestalten werden. 

Fr. 2‘700‘000 

Reduktion der Quellensteuer auf 
Leistungen der beruflichen Vor-
sorge an im Ausland lebende 
Empfänger/innen 
(BUO, EMT, EMO,HER, OBO) 

Steuerausfälle. 
Die Steuerbelastung für Kapi-
talleistungen an im Ausland 
oder im Inland wohnhaften 
Personen müsste zeitgleich 
und weiterhin ausgeglichen 
gestalten werden. 

Fr. 100‘000 

Zwei Anpassungen der Verord-
nung bzgl. der Besteuerung von 
Erträgen aus Lizenzeinnahmen 
(BUO, EMT, EMO,HER, OBO) 

Wird im Rahmen der kommen-
den Revision der Verordnung 
zum Steuergesetz durch den 
Regierungsrat geprüft/beurteilt. 

 

Keine Kürzung der pauschalen 
Steueranrechnung ausländischer 
Quellensteuern 
(BUO, EMT, EMO,HER, OBO) 

Betrifft ausschliesslich Bundes-
recht – keine Anpassung auf 
kantonaler Ebene möglich 

 

Umbenennung des Eigenbetreu-
ungsabzuges in „Abzug für Kinder 
im eigenen Haushalt, welche der 
Steuerpflichtige unterhält“ 
(DAL) 

Begriffsdefinition erfolgte mit 
der Einführung per 1.1.2011 
und führte bisher zu keinen 
Unstimmigkeiten / Missver-
ständnissen 

 

Erhöhung des Eigenbetreuungs-
abzuges auf das Niveau des 
Fremdbetreuungskostenabzuges 
(BEC-S, DAL-S, JCVP) 

Sehr hohe Steuerausfälle Fr. 4‘300‘000 

Senkung des Fremdbetreuungs-
kostenabzuges auf das Niveau 
des Eigenbetreuungsabzuges 
(JCVP) 

Geringe Mehrsteuereinnahmen 
contra Entlastung von Familien, 
verbunden mit Wettbewerbs-
nachteilen 

-Fr. 100‘000 

Die bei der direkten Bundessteuer 
massgeblichen Mindestlimiten 
sollen bei der Pauschalbesteue-
rung auch im Kanton Nidwalden 
auf Stufe Steuergesetz festge-
setzt werden 
(GN) 

Das StHG setzt keine betragli-
chen Mindestlimiten bei der 
Pauschalbesteuerung voraus. 
Die bei der direkten Bundes-
steuer massgeblichen Mindest-
limiten werden im Kanton Nid-
walden bereits umgesetzt 

 

Erhöhung des Abzuges für 
Fremdbetreuungskosten auf Fr. 
12‘000.-- 
(GN) 

Steuerausfälle ohne Kompen-
sation und zu wenig ausgewo-
gen 

Fr. 50‘000 

Verzicht auf die Streichung der 
Abzugsfähigkeit von Parteispen-
den bei Unternehmen 
(IGT) 

Nicht StHG-konform  

Auf StHG-Konformität im Bereich 
der Voraussetzungen zu qualifi-
zierten Beteiligungen soll vorläufig 
verzichtet werden (IGT) 

Nicht StHG-konform  

Erhöhung der Abzugsmöglichkeit 
für Eigen- und Fremdbetreuung 
bis zum Alter von 15 Jahren 
(BEC-S) 

Alterslimite von 14 Jahren ent-
spricht Bundesrecht (DBG) 

Fr. 200‘000 
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4 Zusammenfassung 

Der Vernehmlassungsvorlage wird praktisch vollumfänglich zugestimmt – mit 
Ausnahme einzelner Änderungs- und Ergänzungsvorschläge. Wie im Ver-
nehmlassungsbericht zur Steuergesetzrevision 2014 bereits ausgeführt, ist mit 
dieser Revision nicht die Absicht verbunden, den Steuerwettbewerb neu an-
zukurbeln. Auch drängen sich aus heutiger Sicht, nicht zuletzt auch dank der 
sehr erfolgreichen Steuerstrategie der vergangenen Jahre, keine zwingenden 
Steuersenkungen zur Standortförderung auf. Es geht in dieser Steuergesetz-
revision einzig um die Umsetzung zwingender bundesrechtlicher Vorgaben. 

 

Aus diesen Gründen können die teilweise interessanten und standortförderli-
chen Vorschläge, welche den Steuerertrag belasten, in dieser Steuergesetz-
revision nicht berücksichtigt werden. Einige Vorschläge gelangen in einen 
Themenspeicher für die nächste Steuergesetzrevision, sodass diese in jedem 
Falle weiterverfolgt werden. 

 

Stans, 19. Februar 2013 REGIERUNGSRAT NIDWALDEN 

 Landammann 

  Ueli Amstad 

 
 Landschreiber 

  Hugo Murer 
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